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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Fischereiausschuss, 

folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. nimmt die Bedeutung der externen Dimension der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) 

zur Kenntnis; ist der Ansicht, dass die EU als einer der wichtigsten Akteure in der 

Fischerei und als größter Markt für Fischimporte sowohl die Pflicht als auch die 

Möglichkeit hat, bewährte Verfahren in der Fischereiwirtschaft aktiv zu fördern, wobei 

ein besonderes Augenmerk auf den Schutz der Lebensgrundlagen und die Belange kleiner 

Fischer sowie den Schutz der Artenvielfalt und der Umwelt weltweit zu legen ist; 

2. ist der Auffassung, dass die EU in internationalen und regionalen Fischereiorganisationen 

stärker präsent sein sollte; besteht auf der Schlüsselrolle der regionalen 

Fischereiorganisationen und betont, wie wichtig es ist, ihre Funktionsweise und 

Entscheidungsfindung zu verbessern; empfiehlt der EU, sich aktiv dafür einzusetzen, dass 

der Grundsatz der verstärkten Nachhaltigkeit von den beteiligten Parteien besser 

berücksichtigt wird; unterstreicht die Notwendigkeit, die Rolle der Regionalen 

Beratungsausschüsse zu stärken, da diese über grundlegende praktische 

Fischereikenntnisse verfügen; 

3. empfiehlt der Kommission eine Führungsrolle zu übernehmen und sich zusammen mit 

anderen bedeutenden Importeuren für die Beseitigung illegaler, unregulierter und nicht 

gemeldeter Fischerei zu engagieren; betont, dass der Grundsatz der Marktverantwortung 

des Staates verstärkt werden muss, damit die Möglichkeit besteht, die Märkte für 

Fischereierzeugnisse aus illegaler, unregulierter und nicht gemeldeter Fischerei zu 

schließen; ist der Auffassung, dass die EU dringend mit anderen Staaten, unter anderem 

den USA, Japan und China, eine gemeinsame Zusammenarbeit erörtern, wirkungsvolle 

Nachverfolgungsmechanismen einführen und so schnell wie möglich internationale 

Rechtsinstrumente erarbeiten muss, die mit den Regeln der Welthandelsorganisation 

vereinbar sind und im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen verankert werden, um 

den Handel mit Erzeugnissen aus illegaler, unregulierter und nicht gemeldeter Fischerei 

zu unterbinden, zu verfolgen und zu bestrafen; 

4. begrüßt den Einsatz der Kommission für eine neue Generation von Abkommen über 

nachhaltige Fischerei (SFA); unterstreicht die Bedeutung einer wirtschaftlichen, sozialen 

und umweltbezogenen Folgenabschätzung; betont, wie wichtig es ist, die Achtung der 

Menschenrechte in den Abkommen über nachhaltige Fischerei zu einer unabdingbaren 

Voraussetzung zu machen und sicherzustellen, dass die Kernarbeitsnormen der 

Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) in Partnerländern gewährleistet sind;  

5. erinnert an die Entschließung zur sozialen Verantwortung von Unternehmen bei 

internationalen Handelsabkommen1; ist der Auffassung, dass Grundsätze der sozialen 

Verantwortung von Unternehmen in die SFA einbezogen werden müssen; fordert die 

Kommission diesbezüglich auf, bestehende Initiativen zahlreicher Interessengruppen für 

nachhaltigere Fischereipraktiken zu prüfen (wie etwa den Aquaculture Stewardship 
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Council und den Marine Stewardship Council) und sie zu unterstützen; 

6. betont, dass schwerwiegende und systematische Verstöße eines Partnerlandes gegen die 

Ziele der RFO oder anderer internationaler Vereinbarungen, deren Mitglied die EU ist und 

die sich auf den Bestandserhalt und die Bewirtschaftung von Fischereiressourcen 

beziehen, zu einem vorübergehenden Ausschluss von Präferenzzöllen führen kann; fordert 

die Kommission dazu auf, dem Parlament regelmäßig Bericht zu erstatten über die 

Umsetzung der Bestimmungen, die sich auf den Bestandserhalt und die Bewirtschaftung 

der Fischereiressourcen sowie auf den Vorschlag der Kommission für ein revidiertes 

allgemeines Zollpräferenzsystem (APS) beziehen; 

7. hebt hervor, dass Transparenz ein wesentliches Element nachhaltiger Fischereiwirtschaft 

und auch von entscheidender Bedeutung für eine an der Nachfrage orientierte Information 

der Verbraucher ist; betont die Notwendigkeit einer Ex-ante-Bewertung bilateraler 

Abkommen, einschließlich wissenschaftlicher Bestandsanalysen, zur Bestimmung ihrer 

Nachhaltigkeit; fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass für EU-Schiffe auch bei 

Fangtätigkeiten in Drittlandgewässern hohe Nachhaltigkeitsmaßstäbe gelten; 

8. anerkennt die Synergiegewinne, die sich aus der Kohärenz zwischen verschiedenen EU-

Politiken ergeben; begrüßt die Vorschläge der Kommission für handelsbezogene 

Maßnahmen, wie Einfuhrbeschränkungen für Fisch und Fischereiprodukte gegenüber 

Ländern, die nicht-nachhaltige Fischerei zulassen, während gleichzeitig die Einhaltung der 

Regeln der Welthandelsorganisation gewährleistet wird;  

9. erinnert daran, dass aufgrund der unterschiedlichen Rechtsvorschriften vieler 

Handelspartner der EU die Frage der Ursprungsregeln und deren Kumulierung ein 

kontroverses und sensibles Thema in Handelsgesprächen darstellen; fordert die 

Kommission auf, dieser Frage besondere Aufmerksamkeit zu widmen und ausgewogene 

Lösungen auszuhandeln, die die EU-Fischereisektoren nicht benachteiligen; 

10. nimmt die Bedeutung von Verhandlungen in der WTO über die Subventionsdisziplin im 

Fischereisektor zur Kenntnis und fordert die EU dazu auf, eine aktivere Rolle in diesen 

Diskussionen zu spielen; 
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